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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der EG-Kommission für 

1. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend Einheiten im Meßwesen 

— Drucksache 7/4507 — 

2. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend Kontrollwaagen 

— Drucksache 7/4626 — 

3. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend Edelmetallarbeiten 

— Drucksache 7/4526 — 

4. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ausdehnung des Anhangs der Verordnung 
(EWG) Nr. 109/70 zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus Staats- 
handelsländern auf andere Erzeugnisse 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufnahme weiterer Waren in Spalte 2 der 
Liste in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 betreffend die gemeinsame Einfuhrrege- 
lung 

— Drucksache 7/4566 — 

5. Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der Verordnungen Nr. 109/70 und Nr. 1439/74 hin- 
sichtlich der gemeinsamen Regelungen für die Einfuhr aus Staatshandelsländern und anderen 
Drittländern 

—Drucksache 7/4701 — 

6. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame Regelung für Einfuhren 
von Textilerzeugnissen im Rahmen des passiven Veredelungsverkehrs 

— Drucksache 7/4721 — 

7. Empfehlung einer Verordnung des Rates über den Abschluß eines Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Portugiesischen Republik über die Selbstbe- 
schränkung für portugiesische Ausfuhren von Tomatenkonserven für das Jahr 1976 

— Drucksache 7/4505 — 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/4866 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


8. Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anwendung der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 
hinsichtlich der Bewilligung aktiver Veredelungsverkehre mit bestimmten Ursprungserzeug- 
nissen der EFTA-Staaten und der Färöer 

— Drucksache 7/4645 — 

9. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung 
eines Gemeinschaftszollkontingents für bestimmte Weine der Tarifstelle ex 22.05 des Gemein- 
samen Zolltarifs mit Ursprung in Zypern (1976) 

— Drucksache 7/4644 — 

10. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2506/75 
zur Festlegung besonderer Vorschriften für die Einfuhr von Erzeugnissen des Weinsektors 
mit Ursprung in bestimmten Drittländern 

— Drucksache 7/4615 — 

11. Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung 
eines Gemeinschaftszollkontingents für Kolophonium, einschließlich „Brais rösineux“, der Ta- 
rifstelle 38.08 A, mit Ursprung in Österreich, Finnland, Island, Norwegen, Portugal, Schweden 
und der Schweiz 

— Drucksache 7/4592 — 

12. Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß des Abkommens in Form 
eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Staat Is- 
rael, mit dem die Anwendung der Zollsenkung für Einfuhren von Tomatenmark mit Ursprung 
in Israel in die Gemeinschaft ausgesetzt wird 

— Drucksache 7/4657 — 


A. Probleme und Lösungen 

Zu 1. bis 3. 

Problem 

Für Einheiten im Meßwesen, für Kontrollwaagen und für Edel- 
metallarbeiten bestehen in den Mitgliedstaaten der EG unter- 
schiedliche technische Vorschriften. 

Lösung 

Die Behinderungen des Warenverkehrs sollen deshalb durch 
die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ab- 
gebaut werden. 


Zu 4. und 5. 

Problem 

Bei der gemeinsamen Handelspolitik der EG für Einfuhren aus 
Staatshandelsländern und anderen Drittländern ist zum 31. De- 
zember 1975 eine Überprüfung vorgesehen. 

Lösung 

Die Verordnungen des Rates über die gemeinsame Einfuhr- 
regelung für Einfuhren aus Staatshandelsländern sollen deshalb 
in verschiedenen Punkten an die Entwicklung angepaßt wer- 
den. 
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Außerdem sollen eine Reihe von weiteren Erzeugnissen 
aus Staatshandelsländern in die gemeinsame Liberalisierungs- 
liste aufgenommen werden. 


Zu 6. 

Problem 

Für Einfuhren von Textilerzeugnissen im Rahmen des passiven 
Veredelungsverkehrs bestehen in den Mitgliedstaaten der EG 
unterschiedliche Rechtsvorschriften. 

Lösung 

Die Behinderungen des Warenverkehrs sollen deshalb durch 
Angleichung der Rechtsvorschriften abgebaut werden. 


Zu 7. 

Problem 

Die gemeinsame Einfuhrregelung für Tomatenkonserven aus 
Drittländern mit der Festlegung eines Mindestpreises, die am 
1. September 1975 in Kraft getreten ist, soll auch im Jahre 1976 
auf Portugal ausgedehnt werden. 

Lösung 

Portugal soll sich deshalb im Rahmen eines Abkommens ver- 
pflichten, auch im Kalenderjahr 1976 die Selbstbeschränkungs- 
regel einzuhalten, um weiterhin in den Genuß einer 30°/oigen 
Zollsenkung zu kommen. 


Zu 8. 

Problem 

Für Einfuhren im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs 
aus den EFTA-Staaten und der Färöer in die Mitgliedstaaten 
der EG bestehen unterschiedliche Rechtsvorschriften. 

Lösung 

Um die angestrebte Verwaltungsvereinfachung zu erzielen, sol- 
len deshalb die Rechtsvorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr für Einfuhren aus den EFTA-Staaten und der 
Färöer mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Verarbeitungs- 
erzeugnisse vereinheitlicht werden. 


Zu 9. 

Problem 

Die EG hat sich gegenüber Zypern verpflichtet, für bestimmte 
Weinsorten Zollvergünstigungen zu gewähren. 
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Lösung 

Für bestimmte Weinsorten aus Zypern sollen deshalb im Rah- 
men eines Zollkontingents von 250 000 hl für das Kalenderjahr 
1976 Zollaussetzungen gewährt werden. 


Zu 10. 

Problem 

Die von der Kommission für die Überwachung der Einfuhren 
von Wein aus bestimmten Drittländern zu erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen konnten wegen technischer Schwierig- 
keiten noch nicht verabschiedet werden. 

Lösung 

Der Termin für den Erlaß dieser Vorschriften soll deshalb bis 
zum 1. Juli 1976 verschoben werden. 


Zu 11. 

Problem 

Die Produktion von Kolophonium in der EG deckt den Bedarf 
der verarbeitenden Industrie nicht. 

Lösung 

Für das Kalenderjahr 1976 soll deshalb für Kolophonium ein 
zollfreies Zollkontingent in Höhe von 13 155 t eröffnet werden. 


Zu 12. 

Problem 

Das Abkommen der EG mit Israel, das Zollvergünstigungen für 
Einfuhren von Tomatenmark aus Israel in die EG vorsieht, ist 
zum 31. Dezember 1975 abgelaufen. 

Lösung 

Bis zum Abschluß eines neuen Abkommens soll deshalb die 
Zollaussetzung für Tomatenmark ausgesetzt werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


B. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


C. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
Kenntnis. 
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A. Bericht des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 

Die Vorschläge der EG-Kommission für Verord- 
nungen des Rates wurden vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft 
zur Beratung überwiesen. 

Bei den Vorlagen handelt es sich um Vorschläge 
der EG-Kommission für Richtlinien und Verordnun- 
gen des Rates, die sich zum Teil auf schon erlassene 

Bonn, den 10. März 1976 

Wolfram (Recklinghausen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der EG-Kommission — Drucksachen 7/4507, 7/4626, 7/4526, 
7/4566, 7/4701, 7/4721, 7/4505, 7/4645, 7/4644, 7/4715, 7/4592, 7/4657 — Kenntnis 
zu nehmen. 

Bonn, den 10. März 1976 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Wolfram (Recklinghausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Grundverordnungen stützen und zum Teil um Vor- 
lagen von geringerer Bedeutung. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlagen zur 
Kenntnis genommen. Namens des Ausschusses bitte 
ich das Hohe Haus, von den Vorschlägen der EG- 
Kommission Kenntnis zu nehmen. 
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